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1. Dienstwagenbesteuerung: Anwendung der 1%-Regelung auch bei fehlender privater Nutzung 
Wird einem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber ein Fahrzeug unentgeltlich oder verbilligt zur privaten Nutzung zur 
Verfügung gestellt, führt dies beim Arbeitnehmer auch dann zu einem steuerpflichtigen Vorteil, wenn der 
Arbeitnehmer das Fahrzeug tatsächlich nicht privat nutzt. 
Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden und seine bisherige Rechtsprechung korrigiert. Bisher wurde in 
derartigen Fällen die tatsächliche private Nutzung des Fahrzeugs vermutet. Der Steuerpflichtige konnte die 
Vermutung unter engen Voraussetzungen widerlegen. Diese Möglichkeit ist nun entfallen: 

· Die vom Arbeitgeber gewährte Möglichkeit, den Dienstwagen auch privat nutzen zu dürfen, führt beim 
Arbeitnehmer zu einem Vorteil, der als Lohn zu versteuern ist.  

· Ob der Arbeitnehmer von der Möglichkeit der privaten Nutzung Gebrauch gemacht hat, ist dafür 
unerheblich, denn der Vorteil in Gestalt der konkreten Möglichkeit, das Fahrzeug auch zu Privatfahrten 
nutzen zu dürfen, ist dem Arbeitnehmer bereits mit der Überlassung des Fahrzeugs zugeflossen. 

Der Vorteil ist entweder nach der Fahrtenbuchmethode oder nach der 1%-Regelung zu bewerten, wenn kein 
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt wird. 
Hinweis: Im Bereich der Gewinneinkünfte wird ein Beweis des Gegenteils demgegenüber weiterhin möglich sein 
(z. B. wenn für private Fahrten andere Fahrtzeuge zur Verfügung stehen). 
 

2. Anlaufkosten bei Gewerbesteuer 
Bei Einzelunternehmern und Personengesellschaften sind Aufwendungen für die Ingangsetzung des 
Gewerbebetriebs (sog. Anlaufkosten) gewerbesteuerlich nicht absetzbar. Dem Bundesfinanzhof zufolge beginnt 
die Gewerbesteuerpflicht nämlich erst mit der werbenden Tätigkeit. In der Regel ist dies der Tag, an dem z.B. der 
Verkaufsladen eröffnet oder die eigenen Leistungen am Markt angeboten werden. Aufwendungen vor der 
Betriebsgründung sind daher – im Gegensatz zur Einkommensteuer – gewerbesteuerlich nicht absetzbar. 
Betroffen sind hiervon z.B. Aufwendungen für die Anmietung der künftigen Geschäftsräume oder für die 
frühzeitige Anstellung von Personal.  
Hinweis: Eine Geschäftseröffnung sollte daher unter gewerbesteuerlichen Aspekten nicht unnötig hinausgezögert 
werden. Bei hohen Aufwendungen für den Start des Gewerbebetriebs kann es ratsam sein, eine GmbH als 
Rechtsform zu wählen, denn bei dieser sind auch Anlaufkosten gewerbesteuerlich absetzbar. 
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3. Änderung des Reisekostenrechts ab 1.1.2014 
Die bisherigen Bestimmungen zum steuerlichen Reisekostenrecht werden ab dem 1.1.2014 vereinfacht und 
vereinheitlicht. Bei den Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen werden die Mindestabwesenheitszeiten 
verringert, sodass es nur noch zwei unterschiedliche Abzugsbeträge gibt: 

· 12 € pauschal für eintägige Dienstreisen ohne Übernachtung ab einer Abwesenheit von mehr als 8 
Stunden und für den An- und Abreisetag bei einer mehrtägigen Dienstreise und 

· 24 € pauschal für eine mehrtägige Dienstreise und eine 24-stündige Abwesenheit. 
Für die Fahrten zur regelmäßigen Arbeitsstätte gilt, dass es nur noch eine regelmäßige Arbeitsstätte je 
Dienstverhältnis gibt. Welche von mehreren Arbeitsstätten das ist, wird durch den Arbeitgeber oder anhand 
quantitativer Elemente festgelegt. Aus der regelmäßigen Arbeitsstätte wird begrifflich die erste Tätigkeitsstätte. 
Weitere Änderungen gibt es bei den Unterkunftskosten im Rahmen der doppelten Haushaltsführung sowie der 
vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten Verpflegung anlässlich einer auswärtigen beruflichen Tätigkeit. Als 
Unterkunftskosten können zukünftig die dem Arbeitnehmer tatsächlich entstehenden Aufwendungen für die 
Nutzung der Unterkunft oder Wohnung angesetzt werden, höchstens jedoch 1.000 € im Monat. Dieser Betrag 
umfasst alle für die Unterkunft oder Wohnung entstehenden Aufwendungen, z.B. Miete einschließlich 
Betriebskosten, Miet- oder Pachtkosten für Kfz-Stellplätze (auch in Tiefgaragen), Aufwendungen für 
Sondernutzung (z.B. Garten). Damit entfällt die Prüfung der angemessenen Wohnungsgröße. 
 

4. Folgende Unterlagen können im Jahr 2014 vernichtet werden 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach dem 31. Dezember 2013 vernichtet werden: 

· Aufzeichnungen aus 2003 und früher 
· Inventare, die bis zum 31.12.2003 aufgestellt worden sind 
· Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahre 2003 oder früher erfolgt ist 
· Jahresabschlüsse, Eröffnungsbilanzen und Lageberichte, die 2003 oder früher aufgestellt worden sind 
· Buchungsbelege aus dem Jahre 2003 oder früher 
· Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Kopien der abgesandten Handels- oder Geschäftsbriefe, 

die 2007 oder früher empfangen bzw. abgesandt wurden. 
· Sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen aus dem Jahre 2007 oder früher. 

Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu beachten. 

Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn sie von Bedeutung sind 
· für eine begonnene Außenprüfung 
· für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen 
· für ein schwebendes oder aufgrund einer Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren oder zur 

Begründung der Anträge an das Finanzamt und 
· bei vorläufigen Steuerfestsetzungen 

Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten für zehn Jahre vorgehalten werden müssen. 
 
Natürliche Personen, deren Summe der positiven Einkünfte aus Überschusseinkünften (aus nichtselbständiger 
Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte) mehr als 500.000 € im 
Kalenderjahr 2013 betragen hat, müssen ab 2014 die im Zusammenhang stehenden Aufzeichnungen und 
Unterlagen sechs Jahre aufbewahren. Bei Zusammenveranlagung sind die Feststellungen für jeden Ehegatten 
gesondert maßgebend. Die Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des fünften aufeinanderfolgenden Kalenderjahrs 
in dem die Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind. 
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5. Medikamente für die Hausapotheke nur mit ärztlicher Verordnung absetzbar 

Mit einem inzwischen rechtskräftigen Urteil hat das Finanzgericht Rheinland-Pfalz entschieden, dass 
Medikamente für die Hausapotheke (wie z.B. Schmerzmittel oder Erkältungspräparate) ohne ärztliche 
Verordnung nicht als außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden können. 
Im Streitfall berücksichtigte das Finanzamt bei der Einkommensteuerveranlagung nur die Aufwendungen, für die 
eine ärztliche Verordnung vorgelegt worden war. Die übrigen Kosten (für die ohne Verordnung erworbenen 
Präparate) erkannte das Finanzamt nicht an. Die Eheleute argumentierten hingegen, dass viele Medikamente vom 
Arzt nicht mehr verschrieben werden, obwohl sie notwendig seien. Dies gelte z.B. auch für vorbeugende 
Medikamente wie Schmerz-, Erkältungs- und Grippemittel. 
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz vertrat jedoch die Ansicht, dass die Steuerpflichtigen die Zwangsläufigkeit der 
Aufwendungen durch eine Verordnung eines Arztes oder Heilpraktikers hätten nachweisen müssen. Denn dies – 
so das Finanzgericht – ist in der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung ausdrücklich geregelt. Diese 
Vorschrift zum Nachweis von Krankheitskosten ist zwar erst mit der Verkündung des 
Steuervereinfachungsgesetzes 2011 in Kraft getreten. Dabei wurde aber ausdrücklich angeordnet, dass die 
Vorschrift in allen noch nicht bestandskräftigen Fällen anzuwenden ist. Diese rückwirkende Geltung ist unter 
verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten nicht zu beanstanden, so das Finanzgericht. 

6. Zumutbare Eigenbelastung bei Krankheitskosten 
Sind Aufwendungen als außergewöhnliche Belastungen zu qualifizieren, wirken sich die Aufwendungen nur dann 
steuermindernd aus, wenn die gesetzlich geregelte zumutbare Eigenbelastung, die sich nach der Höhe der 
Einkünfte, dem Familienstand und der Anzahl der Kinder bemisst, überschritten wird. 
Zu der Frage, ob der Abzug der zumutbaren Belastung auch bei zwangsläufigen Krankheitskosten zulässig ist, ist 
derzeit eine Revision beim Bundesfinanzhof anhängig. Das Bundesfinanzministerium hat nun darauf hingewiesen, 
dass Einkommensteuer-Festsetzungen hinsichtlich des Abzugs einer zumutbaren Belastung bei der 
Berücksichtigung von Aufwendungen für Krankheit oder Pflege als außergewöhnliche Belastung vorläufig 
vorzunehmen sind. 
 

7. Leasing: Minderwertausgleich unterliegt nicht der Umsatzsteuer 
Leistet der Leasingnehmer an den Leasinggeber nach regulärem Vertragsablauf vereinbarungsgemäß einen 
Ausgleich für den durch nicht vertragsmäßige Nutzung entstandenem Minderwert des Fahrzeugs, unterliegt die 
Zahlung nicht der Umsatzsteuer. Mit dieser Entscheidung folgt der Bundesfinanzhof der Zivilrechtsprechung und 
widerspricht der Sichtweise der Finanzhof. 
Nach Meinung des Bundesfinanzhofs steht dem vom Leasingnehmer gezahlten Minderwertausgleich keine 
eigenständige Leistung des Leasinggebers gegenüber, es fehlt also ein steuerbarer Leistungsaustausch. Der 
Leasingnehmer schuldet kein Entgelt für eine vereinbarte Leistung, sondern leistet vielmehr Ersatz für einen 
Schaden, der seine Ursache in einer nicht mehr vertragsgemäßen Nutzung des Fahrzeugs hat. 
Damit folgen die Richter des Bundesfinanzhofs der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, der ebenfalls 
entschieden hatte, dass der Minderwertausgleich ohne Umsatzsteuer zu berechnen ist. 
Bis dato bestand das Problem, dass der Leasinggeber nach der Verwaltungsansicht Umsatzsteuer abführen 
musste, die er aber zivilrechtlich kaum erfolgreich einfordern bzw. einklagen konnte. Durch das aktuelle Urteil 
dürfte die von der Verwaltung im Umsatzsteuer-Anwendungserlass vertretene Meinung, wonach der 
Minderwertausgleich nicht als Schadenersatz, sondern als Entgelt für die bereits erfolgte Gebrauchsüberlassung 
und Duldung der Nutzung über den vertragsgemäßen Gebrauch hinaus zu beurteilen ist, wohl überholt sein. 
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8. Betriebsveranstaltung: Neue Regeln zur Ermittlung der 110 €-Freigrenze 
Zuwendungen des Arbeitgebers anlässlich einer Betriebsveranstaltung (Betriebsausflug, Weihnachtsfeier etc.) 
führen erst bei Überschreiten einer Freigrenze von 110 € je Person zu steuerpflichtigem Arbeitslohn. Hinsichtlich 
der Berechnung dieser Freigrenze hat der Bundesfinanzhof aktuell zwei steuerzahlerfreundliche Entscheidungen 
getroffen, die neue Gestaltungsmöglichkeiten eröffnen. 
Zum Hintergrund: Sofern es sich um eine herkömmliche (übliche) Betriebsveranstaltung und um bei diesen 
Veranstaltungen übliche Zuwendungen handelt, liegt regelmäßig ein ganz überwiegend eigenbetriebliches 
Interesse des Arbeitgebers vor, welches nicht zu steuerpflichtigem Arbeitslohn führt. 
Betriebsveranstaltungen werden als üblich angesehen, wenn nicht mehr als zwei Veranstaltungen jährlich 
durchgeführt werden. Somit führt die dritte (und jede weitere) Veranstaltung zu steuerpflichtigem Arbeitslohn. 
Hinweis: Bei mehr als zwei Betriebsveranstaltungen kann der Arbeitgeber die beiden üblichen Veranstaltungen 
bestimmen. Unabhängig von der zeitlichen Reihenfolge kann er die Betriebsveranstaltung mit den niedrigsten 
Kosten als dritte (lohnsteuerpflichtige) Veranstaltung wählen. 
Von üblichen Zuwendungen geht die Verwaltung aus, wenn die Zuwendungen an den einzelnen Arbeitnehmer 
110 € (inkl. Umsatzsteuer) nicht übersteigen. Wird die Freigrenze überschritten, liegt in voller Höhe 
steuerpflichtiger Arbeitslohn vor. 

8.1. Ermittlung der Gesamtkosten 
Um die Kosten je Mitarbeiter ermitteln zu können, sind im ersten Schritt die Gesamtkosten der Veranstaltung 
festzustellen. In diese Gesamtkosten sind nach Ansicht des Bundesfinanzhofs nur solche Aufwendungen des 
Arbeitgebers einzubeziehen, die geeignet sind, beim Arbeitnehmer einen geldwerten Vorteil auszulösen. Dies sind 
nur solche Leistungen, die die Teilnehmer unmittelbar konsumieren können (z.B. Speisen, Getränke und 
Musikdarbietungen). 
Kosten für die Ausgestaltung der Feierlichkeiten (z.B. Miete für den veranstaltungsraum oder Kosten für die 
organisatorischen Tätigkeiten eines Eventveranstalters) bewirken bei den Teilnehmern dagegen keinen 
unmittelbaren Wertzugang. Sie bleiben daher bei der Gesamtkostenbetrachtung außer Betracht. 

8.2. Auf Begleitpersonen entfallende Kosten 
In einer weiteren  Entscheidung bestätigte der Bundesfinanzhof, dass die Kosten der Veranstaltung nicht nur auf 
die Arbeitnehmer, sondern auf alle Teilnehmer (z.B. auch Familienangehörige) zu verteilen sind. Neu ist jedoch, 
dass den Arbeitnehmern der auf die Familienangehörigen entfallende Aufwand bei der Berechnung, ob die 
Freigrenze überschritten ist, grundsätzlich nicht zuzurechnen ist. 
Beispiel: Arbeitnehmer A nimmt mit seiner nicht im Betrieb tätigen Ehefrau an der Weihnachtsfeier 2013 teil. Die 
maßgeblichen Gesamtkosten der Weihnachtsfeier belaufen sich auf 8.100 €. Bei der Feier sind 90 Personen 
zugegen. Die Aufwendungen betragen 90 € pro Person. Da A sie auf seine Ehefrau entfallenden Kosten 
hinsichtlich der Freigrenze nicht zugerechnet werden, fällt keine Lohnsteuer an. 
Hinweis: eine andere Beurteilung kann sich jedoch bei Betriebsfeiern ergeben, die ihrer Art nach den Schluss 
zulassen, dass dem Arbeitnehmer über die Familienangehörigen ein Vorteil zugewendet werden soll. Dies kommt 
insbesondere bei Veranstaltungen in Betracht, die bereits für sich selbst einen marktgängigen wert besitzen und 
die vom Arbeitgeber nicht selbst durchgeführt werden können, z.B. der Besuch eines Musicals. 
 

9. Ausschluss von Prozesskosten als außergewöhnliche Belastung 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2013 wird die positive Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zu den 
Prozesskosten ausgehebelt. Nur noch in Ausnahmefällen sind Prozesskosten als außergewöhnliche Belastung 
abziehbar. 

 


